
RiVASt: Nummer 22 Erledigung des Ersuchens

Nummer 22  Erledigung des Ersuchens 
 
(1) 1Hält die Bewilligungsbehörde die Voraussetzungen für die Leistung der Rechtshilfe für gegeben, so ist 
das Ersuchen, soweit nicht gesetzlich oder vertraglich etwas anderes bestimmt ist, von der 
Vornahmebehörde nach denselben Vorschriften auszuführen, die gelten würden, wenn das Ersuchen von 
einer deutschen Behörde gestellt worden wäre; dies gilt auch für Zwangsmaßnahmen, die bei der 
Erledigung des Ersuchens notwendig werden (§ 59 Absatz 3, § 77 IRG). 2Besonderen Wünschen der 
ersuchenden Behörde ist zu entsprechen, soweit nicht zwingende Vorschriften entgegenstehen.

(2) 1Das Rechtshilfegeschäft soll grundsätzlich nicht vor der Entscheidung der Bewilligungsbehörde nach 
Absatz 1 vorgenommen werden. 2Ausnahmsweise darf die Vornahmebehörde das Rechtshilfegeschäft bei 
Gefahr im Verzug davor ausführen, wenn gegen die Gewährung der Rechtshilfe keine Bedenken bestehen. 
3Ist das Rechtshilfegeschäft davor vorgenommen worden, so übersendet die Vornahmebehörde das 
Ersuchen und die Erledigungsstücke der Bewilligungsbehörde.

(3) 1Soweit nach den deutschen Vorschriften Verfahrensbeteiligte bei den Untersuchungshandlungen 
anwesend sein dürfen, kann auch den entsprechenden am ausländischen Verfahren beteiligten Personen 
von der Vornahmebehörde die Anwesenheit gestattet werden. 2Ausländischen Richtern oder Beamten darf 
die Erlaubnis zur Anwesenheit in amtlicher Eigenschaft nur mit vorheriger Genehmigung der zuständigen 
Behörde erteilt werden (vgl. die Nummern 138, 139), soweit diese nicht im Verhältnis zu bestimmten 
Staaten allgemein erteilt ist.

(4) 1Ist um Terminsnachricht gebeten worden, sind die Termine zeitlich so anzusetzen, dass die im Ausland 
wohnenden Beteiligten daran teilnehmen können. 2In der Terminsnachricht ist darauf hinzuweisen, dass die 
Benachrichtigung der im Ausland wohnenden Verfahrensbeteiligten der ersuchenden Behörde obliegt.

(5) Verzögert sich die Erledigung eines Ersuchens nicht unerheblich, kann es angezeigt sein, der 
ersuchenden Behörde eine Zwischennachricht zu erteilen.


